
3) 28. Februar 1930 (111 87/29) RGZ. Bd. 128, Si 18)

Enteignung - Angemessene Entschädigung -. Art. 153
RVerf. - Preußisches Flu-chtliniengesetz vom 2. Juli 1875/

28. März,igi8.
i. Die nach § ii.des Preußischen Fluchtliniengesetzes eintretende

Beschränkung des Grundeigentümers, daß Neubauten, Um- und Aus-

bauten über die Fluchtlinie hinaus versagt werden können, bedeutet, daß
das Grundstück zugunsten der Gemeinde mit der Dienstbarkeit der Un-
bebaubarkeit belastet wird. Diese Belastung ist ihrem Wesen nach eine

Teilenteignung.
2. Der Schutz des Privateigentums durch Art. 153 der Reichsver-

lassung bestimmt sich nicht nach der Rechtslage des Zeitpunktes des In-

http://www.zaoerv.de
© 1931, Max-Planck-Institut für ausländisches öffentliches Recht und Völkerrecht.

In-http://www.zaoerv.de


Deutschland 11. Rechtsprechung 579

kralltretens der Reichsverlassung. Der Art. 153 RVerl. enthält unmittel-
bar anwendbares Recht und greift daher, auch älteren Landesgesetzen
gegenüber Platz.

3. Art. &apos;-t.53 Abs. 2 RVerf. fordert die Gewährung einer angemessenen
Enteignungsentschädigung. Die nähere Regelung der Angemessenheit
liegt auf den der Landesgesetzgebung überlassenen Gebieten dieser ob.
Ein gewisser, Spielraum, freien Ermessens muß ihr hierbei eingeräumt
werden. Der Richter darf der landesrechtlichen Regelung nur dann die

Gültigkeit versagen, - wenn die Grenze solchen Ermessens offensichtlich
.überschritten ist, wenn das, was sie dem Enteigneten gewährt, unzweifel-
haft nicht mehr als angemessenes Entgelt angesehen werden kann für
das, was ihm genommen wird. Der. Rechtszustand, dem gemäß die dem
Grundstückseigentümer zustehende - Entschädigung Jür die Belastung
semes Grundstücks mit der Dienstbarkeit der Unbebaubarkeit bis zur

übernahme der Grundfläche selbst durch die Gemeinde hinausgeschoben
wird, es andererseits aber ausschließlich vom Willen der Gemeinde ab-

hängt, ob sie, sich eine. derartige Fläche vom Eigentümer. für die öffent-
liehe Benutzung abtreten lassen will, entspricht nicht dem- Art. 1,53 der

Reichverlassung. Eine Entschädigung, deren Zahlungszeit vom freien
Ermessen des Enteignenden abhängt, ist keine angemessene Entschädigung
mehr.
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